
NORDKOREA

DemAtomentgegen

Auchin Nordkoreafinden
Anti−Kriegsdemonstra-
tionenstatt. Während
sich der Streit mit den
USAzuspitzt, denken

auch andere Staatenin
der Region über atomare

Aufrüstung nach.

Wirklichgefährlich war der
Eindringling nicht. Die nord-
koreanische Mig 19, die am
Donnerstag vergangener Wo-
che in den südkoreanischen
Luftraumflog, drehte bereits
nach zwei Minuten ab. Die
Sowjetunion war zwar sehr
stolz auf ihren ersten Über-
schall−Kampfjet, aber das war
bereits 1953, und mittlerweile
steht die Mig19fast nur noch
in Militärmuseenherum.
Dennoch verfehlte die De-

monstration ihre Wirkung
nicht. Zwei Tage zuvor hatte
die nordkoreanische Nach-
richtenagentur KCNA einen
nicht namentlich genannten
Armeesprecher mit der Dro-
hung zitiert, dass "keine Op-
tion übrig bleiben wird, als
den entscheidenden Schritt
zu gehen und die Verpflich-
tung zur Umsetzung des Waf-
fenstillstandsabkommens
aufzugeben". Der Koreakrieg
wurde 1953 durch einen Waf-
fenstillstand beendet, doch
ein Friedensabkommen kam
nie zustande. "Ich glaube, die
Kriegsgefahr auf der koreani-
schen Halbinsel ist gering,
tatsächlich nicht existent",
beeilte sich der in dieser Wo-

che aus demAmt scheidende
südkoreanische Präsident
KimDae−jungzuversichern.
Dochseitdemdie Demokra-

tische Volksrepublik Korea
(DPRK) imletzten Herbst be-
kannt gab, ein gehei mes
Atomwaffenprogramm zu be-
treiben, hat sich die Lage auf
der koreanischen Halbinsel
i mmer mehr zugespitzt. Auf
die Ankündigung der US−Re-
gierung, die nach der Beile-
gung der letzten Nuklearkrise
1994 vereinbarten Heizölliefe-
rungen vorläufig einzustellen,
folgte der Ausstieg Nordkore-
as aus demAtomwaffensperr-
vertrag.
Anfang Februar meldete

KCNA, der umstrittene Reak-
torinYongbyonarbeitete wie-
der mit voller Leistung. Nach
Ansicht der US−Regierungund
der meisten Experten wirdin
dieser Anlage atomwaffenfä-
higes Material hergestellt. Als
Washington mit der Ankündi-
gung reagierte, die US−Trup-
penpräsenz in der Region zu
verstärken, verschärfte Nord-
korea seine Kriegsrhetorik
weiter.
Den Beteuerungen der US−

Administration, die Krise auf

friedlichem, diplomatischem
Wege beilegen zu wollen,
schenkt Pjöngjang keinerlei
Glauben. Dass Washington
militärische Optionen nicht
ausschließen will und den
von Nordkorea geforderten
Nichtangriffsvertrag ablehnt,
bestärkt das Regime Kim
Jong−ils in seiner Haltung.
Als die internationale Atom-
energiebehörde IAEA be-
schloss, den Fall der nordko-
reanischen Atomrüstung an
den UN−Sicherheitsrat zu
übergeben, wurde das als un-
zulässige Einmischung in in-
nere Angelegenheiten zurück-
gewiesen. Bei einer UN−Reso-
lution gegen ihr Nuklearpro-
gramm drohen Nordkorea
Sanktionen.

Strahlende Zukunft
Sanktionen oder eine See-

blockade aber werden als
Kriegserklärung gewertet, für
einen solchen Fall droht
Pjöngjangjetzt offen mit mili-
tärischen Erstschlägen gegen
US−Einrichtungen bzw. gegen
das i m Süden der geteilten
Halbinsel stationierte US−Mili-
tär. "Unser Siegist sicher, und
unsereZukunftist nochstrah-
lender", verkündetedasstaat-
liche Radio, während KCNA
prophezeite: "Danach wird
die koreanische Halbinsel in
Schutt und Ascheliegen!"
Eine leere Drohung ist das

nicht. Zwarist dieAusrüstung
des nordkoreanischen Mili-
tärs veraltet, doch die Armee
zählt 1,1 Millionen Soldaten,
und die meisten sind an der
Demarkationsliniestationiert,
die Nord− und Südkorea
trennt. So gibt es auf beiden
Seiten dieser entmilitarisier-
tenZonedie weltweit höchste
Konzentrationvon Militär. Mit
Artillerie und Raketenwerfern
könnte Nordkorea innerhalb
von24Stundendas nur 50 Ki-
lometer südlich gelegene
Seoul in ein Flammenmeer
verwandeln. Ein Krieg, so die
südkoreanische Tageszeitung
Hankook Ilbo, könnte eine
Million Todesopfer fordern,
eine Schätzung, die von Mili-
tärexpertenbestätigt wird.
Umdemvorzubeugen, ver-

suchen China, Russland, Ja-
pan und Südkorea seit länge-
rem, Nordkorea an den Ver-
handlungstisch zu bringen,
was auch von der US−Admi-
nistration befürwortet wird.
Diese Vorschlägestoßenaber
offenbar in Pjöngjang nur auf
taube Ohren. Die DPRK will
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einzig undallein mit den USA,
die sie für die Krise verant-
wortlich macht, in bilaterale
Verhandlungentreten.
Mit der derzeitigen US−Re-

gierung hat sie sich aber den
denkbar ungünstigsten Part-
ner gewählt. George W. Bush
und sein Kabinett sind nicht
unbedingt für große Kompro-
missbereitschaft bekannt.
Und schon wegen der Vorbe-
reitung des Irakkrieges will
die US−Regierung nicht den
Eindruck entstehen lassen,
sie würde mit einemanderen
Staat, der Massenvernich-
tungswaffen produziert, zu
freundlichumgehen.
Somit sitzen jetzt erst ein-

mal alle Beteiligtenin der Fal-
le, und eine weitere Zuspit-
zung der Krise ist absehbar.
Die USA planen für März ge-
meinsame Militärübungen mit
den südkoreanischen Streit-
kräften, was schonin der Ver-
gangenheit Nordkorea i mmer
wieder zu einer extrem ag-
gressiven Propaganda veran-
lasste. Einen Vorgeschmack
konnte manbereitsinder ver-
gangenen Woche bekommen.
"Sitzen die Amerikaner i mSü-
den, werden wir sie dort an-
greifen. Sitzen sie in Japan,
danneben dort!", soein Kom-
mentator i m nordkoreani-
schenStaatsrundfunk.
Drohungen dieser Art stär-

kenin Japanjene politischen
Kräfte, die eine stärkere Mili-
tarisierung fordern. Postwen-
dend drohte Verteidigungsmi-
nister Shigeru Ishiba militäri-
sche Präventivschläge an,
wenn Nordkorea seine Rake-
ten auf Japan richten sollte.
Nebeneiner Erhöhungder Mi-
litärausgaben befürwortete
Ishiba die Verabschiedung ei-
ner"Krisengesetzgebung", die
demjapanischen Militär grö-
ßere Befugnisse gibt und i m
Kriegsfall die Bürgerrechte
einschränkt.

Krise heizt
Wettrüsten an
Wie südkoreanische Medi-

enletzte Woche zu berichten
wussten, werden in Japan
auch die Sti mmenimmer ver-
nehmlicher, die eine atomare
Bewaffnung des Inselreiches
fordern. "Wenn Nordkorea
sich nukleare Waffen ver-
schafft, würde sich die Hal-
tungJapans und unseres Lan-
des zu Atomwaffen ändern",
prophezeite Ki m Dae−jung.
BeideStaatenhabensichzum

Verzicht auf nukleare Waffen
verpflichtet, doch der Atom-
waffensperrvertrag enthält
auch eine Rücktrittsklausel:
"Jede Partei soll (...) das
Recht haben, sich von dem
Vertrag zurückzuziehen,
wenn sie entscheidet, dass
außerordentliche Ereignisse,
die mit dem Gegenstand des
Vertrages verbundensind, die
höchsten Interessen dieses
Landes gefährden." Südkorea
stoppte sein militärisches
Atomprogramm 1978 auf
Druck der USA, Japan unter-
hält zahlreiche zivile Nuklear-
anlagen und ist technisch in
der Lage, innerhalb weniger
Monate Atombomben herzu-
stellen. Die Krise dürfte das
Wettrüsten in Nordostasien
anheizen und könnte zu einer
neuen Runde der nuklearen
Proliferationführen.
In der südkoreanischen Öf-

fentlichkeit folgt man dem
Ganzen mit Unverständnis
und wachsender Sorge. Im-
mer mehr Menschen fordern
die US−Administration auf,
sich flexibler zu zeigen und
endlich Nordkoreas Forde-
rung nach Abschluss eines
Nichtangriffspakts zu erfül-
len. In den nächsten Wochen
werden hier noch mehr De-
monstrationen gegen die Po-
litik der US−Regierung statt-
finden.
"Das Problemmuss endlich

dauerhaft gelöst werden. Es
kann nicht angehen, dass die
Bevölkerungauf der Halbinsel
inregel mäßigen Abständenin
Angst undSchreckenversetzt
wird", soJohJi−yeong, Aktivis-
tin der linken Demokrati-
schen Arbeiterpartei. "Exis-
tiert erst einmal ein Nichtag-
gressionsabkommen zwi-
schen dem Norden und den
USA, ist auch die Präsenz der
US−Streitkräftei mSüdenüber-
flüssig, und wir können uns
endlich den Aufgaben einer
zukünftigen Wiedervereini-
gung der beiden Landesteile
widmen", fügt sie hinzu. Dass
dies auch von vielen anderen
so gesehen wird, zeigte die
Anti−Kriegsdemonstration am
vorletzten Wochenende. For-
derungen nach einem Nicht-
angriffspakt zwischen den
USAund Nordkorea dominier-
tendiese Manifestation.
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